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Anlass der Expertenanhörung war ei-
ne Kleine Anfrage, die die Fraktion von
Bündnis 90/Die Grünen bereits im De-
zember 2008 vorgelegt hat. Bei deren Be-
antwortung musste Innenminister Ingo
Wolf (FDP) im vergangenen Jahr erst-
mals offiziell einräumen, was
die GdP ihm zuvor immer
schon vorgeworfen hat: dass
der Krankenstand bei der Po-
lizei viel zu hoch ist. 7583 der
NRW-weit 45 000 Beschäftig-
ten der Polizei sind im Jahr
sechs Wochen oder länger
krank – so lautet das Ergebnis,
der damaligen, eigens wegen
der Anfrage der Grünen vom
Innenminister in die Wege ge-
leiteten Abfrage bei den Poli-
zeibehörden. Bis dahin hatte
Wolf keine Daten über den
Krankenstand bei der Polizei
vorliegen. Und auch danach
konnte er nur die Zahl der
langfristig Erkrankten benen-
nen, nicht aber Daten über
den durchschnittlichen Kran-
kenstand vorlegen.

Andere Länder wie Sachsen-Anhalt,
Berlin und Niedersachsen sind da längst
weiter, denn in allen drei Ländern gibt es
bereits seit längerem ein betriebliches
Gesundheitsmanagement für die Polizei.
Berlin wurde dafür 2007 sogar eigens von
der EU-Kommission ausgezeichnet.

Legt man die Erfahrungen dieser drei
Bundesländer zu Grunde, zeigt sich nicht
nur, dass der Krankenstand bei der Poli-
zei durch eine Vielzahl systematisch auf
einander abgestimmter gesundheitsför-
dernder Maßnahmen nachhaltig redu-
ziert werden kann, sondern auch, dass die

Kosten eines fehlenden Gesundheitsma-
nagements erheblich höher sind, als bis-
lang von Innenminister Wolf suggeriert.
Denn es bleibt nicht bei den 7583 Polizei-
beamten, die laut Wolf pro Jahr sechs
Wochen oder länger für den aktiven

Dienst ausfallen, sondern es kommen
auch die Ausfalltage der Kolleginnen
und Kollegen hinzu, die im Jahr weniger
als sechs Wochen krank sind. Und ebenso
die verminderte Arbeitsleistung von
Polizisten, die auf Grund von Krankheit
oder von Verletzungen nur einge-
schränkt arbeitsfähig sind. All das fehlte
in Wolfs Aufstellung für den Innenaus-
schuss.

Niedersachsen ist auch in diesem
Punkt erheblich weiter. Dort wurde die
Krankenquote exakt ermittelt. Sie liegt
bei sieben Prozent. Unterstellt man die

gleiche Krankenquote auch für NRW,
würde das bedeuten, dass hochgerechnet
auf die Zahl der Beschäftigten jeden Tag
3000 Polizisten fehlen, die für den tägli-
chen Dienst nicht zur Verfügung stehen.
Hinzu kommt der Arbeitsausfall durch
diejenigen Beschäftigten, die zwar zum
Dienst erscheinen, krankheitsbedingt
aber nicht die volle Leistung erbringen
können. Nimmt man auch hier die in Nie-
dersachsen gemessene Quote der durch-
schnittlichen Leistungsminderung von
zehn Prozent als Grundlage, bedeutet das
für NRW rechnerisch den Ausfall von
weiteren 4400 Beschäftigten. In der Sum-

me fehlen also krankheitsbe-
dingt in NRW 7400 Polizisten
(siehe Grafik).

Natürlich lassen sich auch
bei der Polizei nicht alle
krankheitsbedingten Arbeits-
ausfälle vermeiden, aber de-
ren Höhe ließe sich durch ein
auf die spezifischen Anforde-
rungen des Polizeiberufs zuge-
schnittenes Gesundheitsma-
nagementsystem deutlich re-
duzieren. Mit positiven Folgen
für alle Beschäftigten: Denn
wenn es gelingen würde, den
Krankenstand bei der Polizei
nur um einen einzigen Pro-
zentpunkt zu reduzieren, stän-
den auf einen Schlag 400 Poli-
zisten mehr für den aktiven
Dienst zur Verfügung.

Um dieses Ziel zu errei-
chen, hat der GdP-Landesvorsitzende
Frank Richter während der Expertenan-
hörung den Innenpolitikern der Fraktio-
nen eine ganze Reihe konkreter Vor-
schläge präsentiert:

Nach Auffassung der GdP ist eine
Rückführung des hohen Krankenstands
bei der Polizei nicht im Schnelldurchgang
zu erreichen, sondern es bedarf einer
langfristig angelegten Strategie, die auf
einer ganzen Reihe aufeinander abge-
stimmter Einzelmaßnahmen aufbaut.

Fehlendes Gesundheitsmanagement
kostet Millionen
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Jedes Jahr gibt das Land nach Berechnungen der GdP 280 Millionen
Euro für Polizeibeamte aus, von denen es nicht viel hat, weil sie krank-
heitsbedingt nicht oder nur mit Einschränkungen für den Dienst zur Verfü-
gung stehen. Umgerechnet in Stellen fehlen dadurch in NRW 7400 Poli-
zisten. Bei einem Expertengespräch des Innenausschusses Mitte Januar
hat die GdP deshalb erneut darauf gedrängt, endlich ein betriebliches Ge-
sundheitsmanagementsystem für die Polizei zu entwickeln.

Kosten des fehlenden Gesundheitsmanagements bei der Polizei NRW

Arbeitsausfall
(in Stellen)

Personalkosten/Jahr
(in Millionen)

4400

3000
7400

170

120
290

Teures Nichtstun

Quelle: GdP, Stellungnahme zur Expertenanhörung des Innenausschusses

Krankenquote
(7 Prozent)

krankheitsbedingte
Leistungsminderung
bei den übrigen
Beschäftigten
(um 10 Prozent)

Nach Berechnungen der GdP fehlen der Polizei in NRW jeden Tag auf
Grund von Krankheit oder krankheitsbedingten Leistungseinschränkun-
gen 7400 Beamte, die nicht für den aktiven Dienst zur Verfügung stehen.
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Wenn es nach der Bundesregierung
geht, dann soll noch in diesem Jahr die
Zahl der deutschen Polizisten, die in Af-
ghanistan als Ausbilder für die dortige
Polizei eingesetzt sind, verdoppelt wer-
den. Von derzeit rund 140 auf dann fast
300. Das zivile Engagement Deutsch-
lands in Afghanistan müsse gestärkt wer-
den, damit die Zahl der Soldaten verrin-
gert werden kann, so lautet das offizielle
Argument der Bundesregierung.

NRW’s Innenminister Ingo Wolf
(FDP) hat dem bereits zugestimmt. Ohne
vorherige öffentliche Diskussion hatte
Wolf Ende vergangenen Jahres erklärt,
dass die Zahl der aus NRW nach Afgha-
nistan entsandten Polizisten bis zum
Sommer ebenfalls verdoppelt werden
soll. Die GdP lehnt das ab. In einem Bei-
trag im Nachrichtenmagazin „Der Spie-

gel“ hat GdP-Landesvorsitzender Frank
Richter gefordert, dass vor der Entsen-
dung von weiteren Polizeibeamten nach
Afghanistan der Landtag von Nordrhein-
Westfalen ein entsprechendes Entsende-
gesetz verabschieden muss. Denn anders
als bei den Soldaten entscheidet bei den
Polizisten bislang kein Parlament, ob und
unter welchen Bedingungen Polizisten in
Krisengebiete anderer Länder geschickt
werden sollen. Weder der Bundestag
noch der Landtag, der auf Grund des Fö-
deralismus die Verantwortung für die
Beschäftigten des Landes trägt. Zudem
hat Richter im „Spiegel“ gefordert, dass
die Bundesregierung vor einer Entschei-
dung des Landtags über ein Entsendege-
setz erklären muss, ob es sich in Afgha-
nistan um einen Kriegseinsatz der Bun-
deswehr handelt oder nicht.

GdP fordert Entsendegesetz
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Von der gezielten Gesundheitspräventi-
on für alle – für Polizeibeamte und Tarif-
beschäftigte – über die Förderung einer
gesunden Ernährung und den Ausbau
des Dienstsportes bis hin zur Durchset-
zung neuer Arbeitszeitmodelle, die dem
demografischen Wandel bei den Be-
schäftigten der Polizei gerecht werden.
Noch wichtiger ist, dass alle Beteiligten in
die Entwicklung des Gesundheitsmana-
gements einbezogen werden. Von den
Führungskräften in den einzelnen
Dienststellen bis zu den Beschäftigten
selbst. Von den einzelnen Fachressorts
bis zu den Personalräten. Nicht nur die
Dienstpläne der Polizei müssen auf den
Prüfstand gestellt werden, sondern zum
Beispiel auch die Verpflegungsangebote
während der Arbeitszeit. Der Dienst-
sport gehört ebenso dazu, wie das Ange-
bot gesundheitspräventiver Maßnahmen.

Auch die Wiedereingliederung
gehört dazu

Auch die Frage, wie Kolleginnen und
Kollegen, die nach einer längeren Krank-
heit oder einer Verletzungsphase wieder
zurück in den Dienst kommen, in den be-
trieblichen Alltag integriert werden sol-
len, gehört dazu. Während der Anhörung
des Innenausschusses hat Frank Richter
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass
hier ein erheblicher Handlungsbedarf be-
steht. „Das bereits seit 2004 für alle Un-
ternehmen und Behörden im SGB IX
vorgeschriebene betriebliche Eingliede-
rungsmanagement für Langzeiterkrank-
te findet bei der Polizei zu wenig Beach-
tung“ kritisierte Richter. Zudem hält es
die GdP für nicht akzeptabel, dass viele
Behörden langfristig erkrankte Kollegen
lieber in den Ruhestand schicken, statt
sie wieder in die Behörde zu integrieren.
Die GdP fordert, dass die Wiedereinglie-
derung Vorrang vor einer Zurruheset-
zung der betroffenen Kolleginnen und
Kollegen haben muss. Ein Thema, das in
den kommenden Jahren wegen des ra-
sant steigenden Altersdurchschnitts bei
der Polizei massiv an Bedeutung gewin-
nen wird. Für die GdP gehören deshalb
auch Möglichkeiten für die Kolleginnen
und Kollegen, die aus besonders belaste-
ten Arbeitsbereichen kommen, ohne Ab-
schläge früher aus dem aktiven Dienst
ausschieden können, mit zu einem ganz-
heitlichen Gesundheitsmanagement für
die Polizei. Die Forderung dafür ist ganz
klar: 30 Jahre Wach- und Wechseldienst
sind genug.

400 Stellen mehr, die wir gut
gebrauchen könnten

Es geht um 280 Millionen Euro. So viel muss das Land
jedes Jahr für Polizisten und für Tarifbeschäftigte bei der
Polizei aufbringen, die krankheitsbedingt nicht oder nur
eingeschränkt für den aktiven Dienst zur Verfügung ste-
hen. Sicher, nicht alle Krankheitskosten lassen sich ver-
meiden. Dafür ist der Polizeiberuf mit zu vielen Gesund-
heitsrisiken verbunden. Und auch ganz normale Krankhei-
ten machen ja nicht plötzlich Halt, nur weil es um Polizi-
sten geht. Aber vieles ist auch hausgemacht. Vieles ließe
sich vermeiden, wenn der Innenminister endlich seine jah-
relange Blockadehaltung gegen die Einführung eines be-
trieblichen Gesundheitsmanagements bei der Polizei auf-
geben würde.

Wie das geht, haben uns andere Bundesländer längst vorgemacht. Und auch, was
ein betriebliches Gesundheitsmanagement bringt. Wenn wir es zum Beispiel schaf-
fen würden, die Zahl der krankheitsbedingt ausfallenden Arbeitstage bei der Polizei
zumindest um ein Prozent zu senken, hätten wir auf einen Schlag jeden Tag 400 Kol-
leginnen und Kollegen mehr für den aktiven Dienst zur Verfügung. Würde die
Krankheitsquote noch stärker sinken, wäre der Gewinn sogar noch größer.

Gute Idee, wird der eine oder andere jetzt vielleicht denken, aber ein betriebli-
ches Gesundheitsmanagement kostet Geld. Und Geld hat das Land keins. Wer so
denkt, denkt wie Wolf. Aber das ist altes Denken. Das ist ein Denken, das die Pro-
bleme nur beschreibt, sie aber nicht wirklich löst. Wer weiter denken will, wer die
Probleme wirklich lösen will, muss bereit sein, auch von anderen zu lernen. Auch
beim Gesundheitsmanagement. Und dann wird er sehr schnell erkennen, dass ein
betriebliches Gesundheitsmanagement nicht nur Geld kostet, sondern dass die
Ausgaben dafür eine sinnvolle Investition sind. Eine Investition, die sich sehr
schnell rechnet. Nicht nur durch sinkende Krankenstände, sondern auch durch ei-
ne endlich wieder steigende Arbeitszufriedenheit bei der Polizei. Frank Richter
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Obwohl der Erlass zur Besetzung frei-
er Funktionen im Bereich A 12 und A 13
lange angekündigt worden war, hat der
Entwurf des Innenministers alle Beteilig-
ten überrascht. Denn ohne Not wurden
darin alle in der Vergangenheit getroffe-
nen sozialen Regelungen zur Umsetzung
der FZO aufgegeben – zum Nachteil der
Kolleginnen und Kollegen. Um eine ge-
naue Bewertung des Entwurfs vorneh-
men zu können, ist trotzdem ein Blick in
dessen Entstehungsgeschichte notwen-
dig. Denn auch der Innenminister war
nicht ganz frei in seiner Entscheidung.

Fehler der Vergangenheit

Mit Erlass vom 17. August 2009 (Plan-
stellenbewirtschaftung im gehobenen
Dienst der Polizei) hatte das Innenminis-
terium für alle Polizeibehörden angeord-
net, dass bis zu einer neuen Regelung
freie/frei werdende Funktionen der Be-
soldungsgruppen A 12 und A 13 nicht
mehr als höherwertige Dienstposten aus-
geschrieben werden dürfen, dass diesbe-
züglich laufende und noch nicht abge-
schlossene Besetzungsverfahren höher-
wertiger Dienstposten abzubrechen sind.
Lediglich besoldungsgleiche Besetzun-
gen und die Übertragung kommissari-
scher Aufgabenwahrnehmungen seien
weiterhin zulässig.

Hintergrund für diesen Erlass war eine
Abfrage des Ministeriums bei den Kreis-
polizeibehörden aus Mai 2009 zu der Fra-
ge, in welchen Funktionen von 2007 bis
Mitte 2009 die zugewiesenen Beförde-
rungen durchgeführt wurden, bzw. in
welchen Funktionen die zugewiesenen
weiteren Stellen bis 2011 befördert wer-
den sollen. Als Ergebnis dieser Abfrage
musste das Ministerium feststellen, dass
offenbar einige Behörden ihre eigene
Definition von der Umsetzung der Funk-
tionszuordnung vorgenommen hatten.
So verwundert es zum Beispiel schon,

dass ohne eine Veränderung der Vertei-
lung in den Behörden am Ende der ersten
Umsetzungsphase (2007 bis 2011) im Be-
reich Wachdienst 10 Prozent weniger
Funktionen mit A 13 besetzt gewesen wä-
ren, als zu Beginn des Verfahrens 2007.
Und im Bereich
der Kommissariate
gingen die Beför-
derungen nach
A 12 auch nicht
vorrangig in die
Führung – also die
Funktionen, für die
die Stellen eigent-
lich gedacht sind –,
sondern mehrheit-
lich in die Sachbe-
arbeitung des Er-
mittlungsdienstes.
Dass das Innenmi-
nisterium einer
derartigen Umset-
zung in den Behör-
den nicht weiter ta-
tenlos zusehen
würde, war zu er-
warten.

Hinzu kommt
die aktuelle Recht-
sprechung mehrerer Verwaltungsgerich-
te, die die Vorgehensweise einiger Be-
hörden bei Beförderungen bzw. Nichtbe-
förderungen aus Gründen der Planstel-
lenbewirtschaftung als rechtswidrig er-
klärten. Nach Ansicht der Gerichte wur-
de durch die gewählten Beförderungs-
auswahlverfahren zur Umsetzung des Er-
lasses zur Funktionszuordnung der
Grundsatz der Bestenauslese aus Art. 33,
Absatz 2 Grundgesetz verletzt. Auch das
machte neue Überlegungen seitens des
Ministeriums erforderlich, die in den Er-
lassentwurf eingeflossen sind.

Für die GdP war dessen erster Entwurf
dennoch untragbar. Landesvorsitzender
Frank Richter: „Bereits nach der ersten
Bewertung war klar, dass dieser Entwurf

niemals Realität werden durfte, weil
sonst der soziale Frieden in der Polizei im
Höchstmaß gefährdet gewesen wäre.“

Aus Sicht der GdP gibt es keinen
Grund, die aus Sicht der Personalent-
wicklung erforderliche Übergangszeit
von zehn bis 15 Jahren zu streichen. Ge-
nau das aber hatte der Innenminister zu-
nächst geplant. Mit weitreichenden Fol-
gen. Denn: Wem und welchen Aussagen
hätten Führungskräfte in der Polizei in
Zukunft noch vertrauen können? Wie
hätte es mit der Berechenbarkeit von
Führungsentscheidungen ausgesehen,

wenn zum Beispiel Kolleginnen und Kol-
legen im Vertrauen auf konkrete Zusagen
Behörden gewechselt und persönliche
Nachteile in Kauf genommen hätten, um
dann festzustellen, dass sie die zugesagte
Funktion plötzlich durch eine landesweite
Stellenausschreibung wieder verlieren?
Fragen über Fragen, auf die der erste Ent-
wurf keine Antwort gegeben hat.

Verhandlungsziele der GdP

Bei den Gesprächen mit dem Innenmi-
nister, die die GdP umgehend nach Be-
kanntwerden des Erlassentwurfs aufge-

Korrekturen bei der
Funktionszuordnung durchgesetzt

LANDESJOURNALNordrhein-Westfalen
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Kurz vor Weihnachten, am 18. Dezember vergangenen Jahres, hat In-
nenminister Ingo Wolf dem Polizeihauptpersonalrat den lange angekündig-
ten Erlassentwurf zur Besetzung freier Funktionen nach A 12 und A 13
vorgelegt. Wäre der Entwurf Wirklichkeit geworden, hätte das zu einem
massiven Vertrauensverlust bei den Führungskräften der Polizei geführt.
GdP und der Polizeihauptpersonalrat haben das gemeinsam verhindert.
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875 939

5200 Beförderungen in diesem Jahr

Quelle: GDP Landesbezirk NRW

A 13 A 12 A 11 A 10 A 9
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A 9
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Dienst

In den vergangenen Monaten hat sich die politische Debatte vor allem
auf die Verteilung der Beförderungsmöglichkeiten in den Spitzenfunk-
tionen des gehobenen Dienstes konzentriert. Die weitaus meisten Be-
förderungen ergeben sich aber als Folge der Umsetzung der zweigeteil-
ten Laufbahn in den darunter liegenden Besoldungsgruppen.
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Seit Anfang Januar haben die Beschäf-
tigten mehr Geld in ihrer Tasche, denn
seit diesem Zeitpunkt greift die höhere
steuerliche Absetzbarkeit der Beiträge
zur Kranken- und Pflegeversicherung. Ei-
ne Spätwirkung des bereits im Sommer
vergangenen Jahres vom Bundestag ver-
abschiedeten „Bürgerentlastungsgesetzes
Krankenversicherung“.

Mit dieser Entlastung der Arbeitneh-
mer brüsten sich die Politiker der Regie-
rungsparteien gerne. Aber sie verschwei-
gen dabei, dass die Bundesregierung, üb-
rigens noch die alte Große Koalition, die
Entlastung nicht freiwillig auf den Weg
gebracht hat, sondern dass sie erst durch
die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichtes dazu gezwungen worden
ist. Zudem ist völlig unklar, ob die Be-
schäftigten lange Freude an dieser Ent-
lastung haben werden, denn die neue,
schwarz-gelbe Bundesregierung plant be-
reits einen Systemwechsel im Gesund-
heitswesen. Mit weitreichenden Folgen
für die Beschäftigten.

Und das ist längst nicht der erste Ein-
schnitt zu Lasten der Beschäftigten:
Schon bei der ersten Stufe der Gesund-
heitsreform wurde die paritätische Finan-
zierung der Krankenversicherung zum
Nachteil der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer aufgeweicht, mit der zweiten
Stufe wurde sie ab 2009 weiter verscho-
ben. Seitdem gilt ein einheitlicher Bei-

tragssatz von 14,9 Prozent. 7 Prozent tra-
gen die Arbeitgeber. Die übrigen 7,9 Pro-
zent müssen die Arbeitnehmer aufbrin-
gen. Zudem sind in den kommenden Jah-
ren Zusatzbeiträge zu erwarten, für die al-
lein die Beschäftigen aufkommen sollen.
Und ab 2011 soll schließlich der Arbeitge-
beranteil eingefroren werden. Das Risiko
steigender Beiträge sollen ab diesem Zeit-
punkt die Arbeitnehmer alleine tragen.
Die paritätische Finanzierung der Sozial-
versicherungssysteme wäre dann endgül-
tig Geschichte.

Geht es nach Schwarz-Gelb sollen die
Einschnitte sogar noch größer sein: Denn
die Bundesregierung plant eine einkom-
mensunabhängige Kopfpauschale – in
welcher Höhe muss noch entschieden
werden. Zwar soll es einen steuerfinan-
zierten Ausgleich für Beschäftigte mit ge-
ringem Einkommen geben, dennoch dürf-
te unter dem Strich für die Beschäftigten
wieder einmal alles teurer werden. Auch
wenn die wahren Belastungen den Wähle-
rinnen und Wählern vorerst verschwiegen
werden, weil die Bundesregierung zuvor
das Ergebnis der Landtagswahl am 9. Mai
abwarten will, steht bereits jetzt fest, dass
die durch das Bürgerentlastungsgesetz
wirkenden Verbesserungen beim Netto-
einkommen schon sehr bald durch die
Umsetzung der Koalitionsabsichten auf-
gefressen oder gar ins Minus gekehrt wer-
den sollen. Brigitte Herrschaft
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nommen hat, standen deshalb drei Kern-
ziele im Vordergrund:

1. Die Ausgestaltung eines Vertrau-
ensschutzes für alle Kolleginnen und
Kollegen, die sich in der aktuellen Beur-
teilungsrunde auf eine höherwertige Stel-
le beworben haben, die diese im Rahmen
eines Auswahlverfahrens (Bestenausle-
se) bereits erhalten haben oder sich be-
reits auf einer höherwertigen Funktion
befinden. Und zwar unabhängig davon,
ob sie diese Funktion nach einer landes-
weiten oder einer behördeninternen
Ausschreibung erhalten haben.

2. Ein Bestandsschutz für alle Kolle-
ginnen und Kollegen, die eine kommissa-
rische unterwertig besetzte Stelle inneha-
ben auf einen nach der Funktionszuord-
nung höher bewerteten Dienstposten
nach A 12 oder A 13. Dies gilt sowohl für
eine aktuelle Besetzung als auch für die
Möglichkeit einer zukünftigen Aus-
schreibung des Dienstpostens.

3. Die Verhinderung eines generellen
Beförderungsausschlusses von Dienstbe-
reichen, in denen die Zahl der vorgesehe-
nen Planstellen A 12 und A 13 ausge-
schöpft sind oder Überhänge während der
aktuellen Beurteilungsrunde bestehen.

Durchgesetzte Veränderungen

In drei Kernbereichen konnten GdP
und der Hauptpersonalrat wesentliche
Veränderungen im Vergleich zum ersten
Erlassentwurf durchsetzen:

Ziffer 2 (1) – Funktionen ohne Beför-
derung: Im endgültigen Erlass wird klar-
gestellt, dass die Behörden auch weiter-
hin die Möglichkeit haben, eine Funktion
der Besoldungsgruppe A 12 und A 13 in
Form einer kommissarischen Aufgaben-
wahrnehmung zu besetzen. Das bedeu-
tet, dass auch weiter ein A 11er auf einer
A 12er-Funktion und ein A 12er auf einer
A 13er-Funktion bleiben kann. Soll der
Stelleninhaber auf dieser Funktion je-
doch befördert werden, muss die Stelle
landesweit ausgeschrieben werden.

Ziffer 3 (2) – Funktionen mit Beförde-
rungen: Hier wird im Erlass festgelegt,
dass eine Beförderungsmöglichkeit für
eine Behörde nicht dadurch verloren
geht, dass sich im landesweiten Verfah-
ren ein statusgleicher Beamter den Zu-
schlag erhält. In diesem Fall bleibt die
Beförderungsstelle der Behörde erhal-
ten. Sie kann, falls das Stellensoll noch
nicht ausgeschöpft ist, neu ausgeschrie-
ben werden.

Ziffer 5 – Übergangsregelungen: Fol-
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Ein Plus, aus dem schon bald
ein Minus wird

gende nachstehende Übergangsregelung
gilt bis zum nächsten Stichtag für die Re-
gelbeurteilung gehobener Dienst (längs-
tens aber bis zum 31. 5. 2011):

Beamtinnen und Beamte, denen be-
reits vor Bekanntgabe des Erlasses eine
der Wertigkeit A 12 oder A 13 zugeord-
nete Funktion dauerhaft übertragen wur-
de, können ohne erneute Ausschreibung
in die entsprechende Besoldungsgruppe
befördert werden, wenn
• die Funktion in Übereinstimmung mit

den zum Zeitpunkt der Ausschreibung
gültigen Erlassen zur FZO gehobener
Dienst der entsprechenden Wertigkeit
zugeordnet war,

• behördenweit bzw. nach Bekanntgabe
des Erlasses vom 2. 10. 2008 landesweit
als höherwertiger Dienstposten unter
konkreter Benennung der Wertigkeit
ausgeschrieben wurde,

• eine Auswahl unter Beachtung der Kri-
terien der Bestenauslese getroffen wur-
de,

• die Beamtin oder der Beamte die Funk-
tion weiter innehat.
In den Verhandlungen mit dem Innen-

minister konnten also die gröbsten Feh-
ler in der FZO beseitigt werden, vor al-
lem dank der GdP-Fraktion im Polizei-
hauptpersonalrat. Frank Richter: „Jetzt
kommt es darauf an, die Funktionszuord-
nung mit dem nötigen Augenmaß umzu-
setzen. Das wird aber nur gelingen, wenn
alle Beteiligten – Beamte und Führungs-
kräfte, Behördenleitungen und Personal-
räte – beteiligt werden. Positiv wertet die
GdP auch, dass sich Innenminister Ingo
Wolf am Ende nicht weiter dem aktuel-
len Stimmungsbild in den Behörden und
den Sachargumenten der GdP verschlos-
sen hat.
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2. 2., Jahreshauptversammlung der
Kreisgruppe Soest, 17.00 Uhr, Restau-
rant Ortwein, Bökenförder Str. 8, Lipp-
stadt

23. 2., Jahreshauptversammlung mit
Wahlen der Kreisgruppe Siegen-Witt-
genstein, 17.00 Uhr, Restaurant im Haus
der Siegerländer Wirtschaft, Spandauer
Str. 25, Siegen

25. 2., Jahreshauptversammlung der
Kreisgruppe Remscheid, 14.00 Uhr, Club-

Mit Anke Nowak (links) und Sandra Anders verstärken seit Anfang des Jahres
gleich zwei neue Kolleginnen die Geschäftsstelle in der Gudastraße. Beide sind
für die GdP keine ganz neuen Gesichter mehr.

Anke Nowak (38) ist bereits 1993, nach einer Ausbildung zur Anwaltsgehilfin,
zum GdP-Bundesvorstand gekommen. Als Mitarbeiterin der Abteilung Recht
hatte sie nicht nur mit Rechts- und Satzungsfragen zu tun, sondern auch mit dem
Bereich Kriminalpolitik und mit der Vorbereitung der Bundeskongresse. Am
Wechsel von Berlin nach Düsseldorf schätzt sie vor allem die größere Mitglieder-
nähe. „Was im Landesbezirk passiert, ist viel greifbarer als die Arbeit auf Bundes-
ebene. Hier stehen die Mitglieder stärker im Vordergrund.“

Auch Sandra Anders (32) war vor ihrem Wechsel zur GdP bereits im Gewerk-
schaftsbereich aktiv. Erst ehrenamtlich während ihres Studiums als Sozialwissen-
schaftlerin in der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, seit 2004 hauptamtlich als
Jugendbildungssekretärin beim DGB Dortmund. Sandra Anders wird sich im
Landesbezirk vor allem um die Studierenden an der Fachhochschule und um die
Junge Gruppe kümmern. Sie will „sich nicht nur für die sozialen Belange der jun-
gen Kolleginnen und Kollegen einsetzen, sondern auch mithelfen, dass sich der
Nachwuchs der GdP mit eigenen Positionen in die politischen Diskussionen ein-
bringt“. Vor dem Wechsel zur GdP hatte Sandra Anders im vergangenen Jahr be-
reits ein vierwöchiges Praktikum in der Gudastraße absolviert.

Wir sind die GdP

raum der Polizeiinspektion Remscheid
3. 3., Skatturnier der Kreisgruppe

Heinsberg, 15.00 Uhr, Kantine der Kreis-
verwaltung Heinsberg. Teilnahmebe-
rechtigt sind alle aktiven und ehemaligen
Angehörigen der Kreisgruppe. Schirm-
herr ist Landrat Stephan Pusch

4. 3., Mitgliederversammlung der
Kreisgruppe Wuppertal, 14.00 Uhr, Poli-
zeipräsidium, Saal 300, Friedrich-Engels-
Allee 228, Wuppertal

GdP aktiv

Tarifforum 2010
Noch sind es etliche Monate bis zum Be-

ginn der nächsten Tarifrunde für die Län-
der am Ende diesen Jahres, aber die ersten
Weichen, wie viel Geld die Tarifbeschäf-
tigten bei der Polizei und damit indirekt
auch die Polizeibeamtinnen und -beamten
ab 2011 bekommen, werden bereits jetzt
gestellt, bei den Tarifverhandlungen für
die Beschäftigten bei Bund und Kommu-
nen. Denn das Verhandlungsergebnis dort
wirkt sich auch auf die Höhe der späteren
Tarifforderungen für die Länder aus.

Einer der Schwerpunktthemen des Ta-
rifforums 2010 des GdP-Landesbezirks am
26. Februar in Oberhausen ist deshalb der
Stand der Tarifverhandlungen bei Bund
und Kommunen. Diese gehen kurz zuvor,
vom 11. bis 13. Februar, in die dritte, wo-
möglich bereits entscheidende Runde. Ein
weiteres zentrales Thema ist die Stellenbe-
wirtschaftung bei der Polizei. Denn es sind
vor allem die Tarifbeschäftigten, auf die in
den vergangenen Jahren ein Großteil des
Arbeitsplatzabbaus bei der Polizei in
NRW entfallen ist. Zudem werden die Ta-
rifbeschäftigen beraten, wen sie als Vertre-
ter ihrer Interessen im neu zu wählenden
Geschäftsführenden Landesbezirksvor-
stand der GdP (GVS) vorschlagen wollen.

Mehr Infos: bernd.kohl@gdp-nrw.de

2010 kommen, wie in der letzten Ausga-
be berichtet, auf die GdP-Mitglieder in
NRW gleich vier Gewerkschaftskongresse
zu: die DGB-Bezirkskonferenz am 5. und
6. Februar in Hamm, der Landesdelegier-
tentag der GdP vom 20. bis 22. April in
Dortmund, der DGB-Bundeskongress
vom 16. bis 20. Mai in Berlin und der GdP-
Bundeskongress in Berlin. Letzterer findet
aber nicht, wie irrtümlich berichtet, im Ok-
tober, sondern vom 22. bis 24. November
statt.

Korrektur

Polizeioberkommissar aus Hessen
(z. Z. PP Frankfurt/M., 14. Revier, Ermitt-
lungsgruppe) sucht dringend Tauschpart-
ner aus NRW. Besoldungsgleichheit nicht
zwingend erforderlich.

Mehr Infos: Tel. 0170/2 00 38 82,
E-Mail: tvogt81@web.de

Tauschpartner
Hessen – NRW
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Kaum ein Delikt hat so schwerwiegen-
de psychosoziale Folgen bei den Opfern
wie ein Einbruch in die eigene Wohnung.
Einbrüche sind ein massiver Eingriff in
die Intimsphäre der Opfer – mit erhebli-
chen Langzeitwirkungen. „Wohnungs-
einbrüche – kein Grund zur Entwar-
nung“ lautet deshalb der Titel des zwei-
ten Kriminalforums der Gewerkschaft
der Polizei NRW am 25. Februar in Düs-
seldorf. In Zentrum des Kriminalforums
steht nicht nur die Frage, wie die Zahl der
Wohnungseinbrüche weiter reduziert
werden kann, sondern es geht auch um
die Verbesserung des Opferschutzes. Um
konkrete Hilfsmaßnahmen der Polizei,
damit sich die Opfer nach einem Ein-
bruch in ihrer eigenen Wohnung wieder
sicherfühlen können.

Wie wichtig die Bekämpfung von
Wohnungseinbrüchen ist, zeigt auch ein
Blick in die Polizeiliche Kriminalitäts-
Statistik (PKS). Lag die Zahl der Woh-

nungseinbrüche 2001 NRW-weit noch
bei 46 683 Fällen, so gab es 2007 nur noch
37 393 Einbrüche. Ein Erfolg, der auch
auf die polizeiliche Präventionsarbeit zu-
rückzuführen ist. Inzwischen gehen die
Zahlen aber wieder nach oben. 2008 wur-
den bereits 38 002 Wohnungseinbrüche
gezählt. 2009 waren es auf der Basis der
Findus-Auswertung sogar 41 000 Einbrü-
che. Mit einem materiellen Schaden von
60 Millionen Euro. Noch wichtiger als der
Schaden selbst ist für das Sicherheitsge-
fühl der Bürger die Gefahr eines Wieder-
holungseinbruchs, und damit die Aufklä-

Kriminalforum 2010
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90. Geburtstag

5. 2. Wilhelmine Hänsdieke, Düsseldorf
7. 2. Hedwig Krause, Essen
9. 2. Hans König, Dortmund

12. 2. Ruth Tönnies, Troisdorf
14. 2. Wilhelm Bongartz,

Mönchengladbach
17. 2. Josef Tomczak, Detmold
21. 2. Wilhelm Roeben, Dortmund
27. 2. Gertrud Birkner, Bonn

91. Geburtstag

4. 2. Hilde Engel, Bocholt
12. 2. Anneliese Dohmen, Duisburg

Gertrud Scheyna, Duisburg
17. 2. Ilse Wünsch, Oberhausen
20. 2. Elisabeth Renzing, Oberhausen
25. 2. Anna Opgenoorth, Paderborn

Helene Werner, Issum
26. 2. Hildegard Quarz, Bremen
28. 2. Luise Klanke, Dortmund

Grete Mett, Hückelhoven

92. Geburtstag

12. 2. Elli Ostermann, Dortmund
13. 2. Johanna Reinert, Bielefeld
20. 2. Anneliese Dahl, Weißenhorn
27. 2. Margarete Rode, Solingen

93. Geburtstag

6. 2. Margarete Meurer, Köln

7. 2. Josef Krawczik, Rosendahl
19. 2. Hildegard Fritsche, Dortmund

94. Geburtstag

11. 2 Anni Pharrherr, Meinerzhagen
16. 2. Ella Anni Münster, Krefeld
26. 2. Elli Engels, Wuppertal

Johanna Leben, Gelsenkirchen

95. Geburtstag

5. 2. Margot Langner, Iserlohn
7. 2. Karl Heinrichs, Aachen

98. Geburtstag

15. 2. Willy Kohlstock, Iserlohn
19. 2. Erna Eckert, Burgstetten
24. 2. Werner Matzdorff,

Preußisch Oldendorf
25. 2. Egon Zwanzig, Reichertshausen

99. Geburtstag

14. 2. Johann Naumann, Wuppertal
19. 2. Maria Adelmann, Leverkusen

102. Geburtstag

20. 2. Hermine Mieth, Leichlingen

106. Geburtstag

28. 2. Hedwig Schiebel, Lage

Die GdP gratuliert

Der Geschäftsführende Landesbezirksvorstand der GdP NRW
wünscht allen Jubilaren alles Gute und recht viel Gesundheit.

rungsquote. Sie liegt mit aktuell knapp 20
Prozent eher im unteren Teil der Krimi-
nalstatistik.

Teilnehmer des Kriminalforums der
GdP am 25. Februar sind Experten des
Landeskriminalamts, von Polizeipräsi-
dien und Landratsbehörden aus ganz
NRW. Ergänzt werden deren Analysen
durch einen Vortrag des Direktors des
Kriminologischen Forschungsinstitut
Niedersachsen (KFN), Professor Dr.
Christian Pfeifer, über neue Handlungs-
optionen zur Bekämpfung von Woh-
nungseinbruchsdelikten.

Infos und Anmeldung:
Christel Schmeling, GdP-Landesbe-

zirk NRW, Tel. 02 11/2 91 01 14, E-Mail:
christel.schmeling@gdp-nrw.de
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Umfrage der GdP Gelsenkirchen zur Arbeitszufriedenheit in der Direktion K
(Zustimmung in Prozent)

67

66

50

43

5

Enormer Arbeitsdruck

Quelle: GdP-Kreisgruppe Gelsenkirchen

gehe teilweise/häufiger
nicht gerne zum Dienst

arbeite unter hohem
Zeitdruck

habe öfter den Gedanken,
mich krank zu melden

bin desillusioniert

habe mich tatsächlich
krank gemeldet

NACHRUF

Corban, Horst 4. 8. 1937 Höxter
Drießen, Joseph 25. 2. 1926 Aachen
Ernst, Manfred 5. 7. 1930 Herford
Gebauer, Käthe 7. 9. 1916 Gelsenkirchen
Gies, Emma 23. 2. 1915 Mettmann
Hill, Jürgen 1. 2. 1959 Wesel
Himmelmann, Friedrich 4. 6. 1927 Bochum
Hohenstein, Friedrich 29. 7. 1918 Höxter
Holtz, Irmgard 25. 12. 1915 Coesfeld
Jung, Brunhilde 13. 5. 1916 Recklinghausen
Junkers, Lothar 22. 11. 1926 Autobahnpolizei

Düsseldorf
Jurowski, Erna 19. 7. 1908 Paderborn
Kuhr, Johannes 8. 7. 1916 Mönchengladbach
Kulik, Karlheinz 8. 11. 1922 Gelsenkirchen
Lang, Peter 3. 3. 1919 Köln
Lenz, Emma 19. 5. 1912 Wuppertal

Liebens, Edmund 18. 1. 1923 Wesel
Martin, Harry 13. 10. 1925 Mettmann
Mediger, Anna 30. 5. 1912 Köln
Pankoke, Karl Josef 4. 1. 1928 Höxter
Peters, Johanna 28. 11. 1913 Bonn
Scheuvens, Maria 27. 2. 1926 Wesel
Schrock, Horst 18. 5. 1926 PP Dortmund-

Autobahnpolizei
Schürmann, Egon 22. 6. 1922 Bielefeld
Stövesand, Agnes 25. 7. 1920 Warendorf
Theil, Jürgen 25. 10. 1949 Coesfeld
Thiem, Harry 26. 8. 1922 Lippe
Vogt, Georg 8. 2. 1916 Erftkreis
Waldhausen, Heinz 22. 7. 1939 Wesel
Waßmann, Emil 27. 8. 1921 Wuppertal
Wetzel, Maria 25. 5. 1919 Krefeld
Wirtz, Hildegard 25. 11. 1917 Essen/Mülheim

Werbeaktion 2010
Glücksnummern des Monats
45 18045
Christina Schäfer, Aachen
45 18507
Stefan Matis, Hagen
45 17387
Anne Christina Rudloff, Dortmund
45 18290
Markus Kempter, Köln

Die Gewinner erhalten einen Ruck-
sack Bullet.

Senioren aktuell
Kreisgruppe Coesfeld
23. Februar, Stammtisch mit den The-

men Schwerbehindertenrecht und Pfle-
geversicherung Teil II, Treffpunkt: 14.30
Uhr, St.-Barbara-Haus, Kappellenweg
75, Dülmen

Kreisgruppe Duisburg
17. März, Jahreshauptversammlung

der Senioren, Treffpunkt: 15.00 Uhr,
PSV-Vereinsheim, Futterstraße, Duis-
burg

Kreisgruppe Heinsberg
22. Februar, Denken an Übermorgen:

Testament – Vorsorgevollmacht – Pa-
tientenverfügung, Treffpunkt: 15.00 Uhr,
Gaststätte Sodekamp-Dohmen, Hückel-
hoven-Hilfrath

Kreisgruppe Autobahnpolizei/
Verkehr Köln

26. Februar, Seniorenstammtisch zu
aktuellen Themen mit dem Vorstand und
dem BV-Vorsitzenden, Treffpunkt: 16.00
Uhr, Brauerei Malzmühle, Heumarkt,
Köln

Kreisgruppe Köln
18. Februar, Infotreffen Gefahren im

Chat/Internet und an der Haustür, Treff-
punkt: 14.00 Uhr, Pfarrsaal St. Georg, Köln

Kreisgruppe Wuppertal
9. Februar, Brandschutz im Reisever-

kehr, Vortrag der Feuerwehr, Treff-
punkt: 14.30 Uhr, Polizeiwache Wupper-
tal-Langerfeld (Hintereingang), Schwel-
mer Str. 15a

Für die meisten Polizisten ist die Arbeit
bei der Polizei ein Traumberuf. Mit dem
massiv gestiegenen Arbeitsdruck ist in den
vergangenen Jahren die Arbeitszufriedenheit
allerdings deutlich gesunken. Dennoch geht
der weit überwiegende Teil der Polizisten
selbst dann zur Arbeit, wenn er sich überlas-
tet oder krank fühlt.

Kreisgruppe Bochum/Stammtisch
Wattenscheid

Im Seniorenkalender 2010 (Beilage im
Landesjournal 1/2010) war der regel-
mäßige Treff-Termin falsch angegeben:
Der Stammtisch findet nicht an „jedem
1. Mittwoch“, sondern an „jedem 2.
Dienstag“ im Monat statt.
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